
 

 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
Herrn Präsidenten 
André Kuper, MdL 
Landtag Nordrhein-Westfalen 
 
anhoerung@landtag.nrw.de  

Gesetzentwurf zur Änderung des Ordnungsbehördengesetzes 
Anhörung des Innenausschusses und des Ausschusses für Heimat  
und Kommunales – A09 – OrdnungsbehördenGE – 22. Januar 2026 

Ihr Schreiben vom 1. Dezember 2025 

 
 
Sehr geehrter Herr Kuper, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
 
für die Gelegenheit, im Vorfeld der Anhörung am 22. Januar 2026 zum 
genannten Gesetzentwurf schriftlich Stellung nehmen zu können, be-
danken wir uns. Beigefügt übersenden wir Ihnen die gemeinsame Stel-
lungnahme des Städtetages und des Städte- und Gemeindebundes 
Nordrhein-Westfalen mit der Bitte um Kenntnisnahme. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

  

 
Dr. Uda Bastians Andreas Wohland 

Beigeordnete Geschäftsführer 
Städtetag Nordrhein-Westfalen Städte- und Gemeindebund 
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Telefon 0221 3771-780 
kirstin.walsleben@staedtetag.de  
Gereonstraße 18 - 32 
50670 Köln 
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Stellungnahme 
 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
– Drs. 18/14524 

 
Vielen Dank für die Gelegenheit, zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Viertes Gesetz zur Änderung des Ordnungsbehördengesetzes Stel-
lung nehmen zu können.  
 
Grundsätzliche Anmerkungen 
 

Kommunale Ordnungsbehörden sind ein wesentlicher Bestandteil der nordrhein-westfälischen 
Sicherheitsarchitektur. In den letzten 25 Jahren sind die Anforderungen an die kommunalen Ord-
nungsdienste deutlich gestiegen. In den Blick zu nehmen ist dabei auch der Schutz der Mitarbei-
tenden bei ihrer Aufgabenwahrnehmung. Einsatzsituationen etwa bei gemeinsamen Einsätzen 
mit der Polizei, bei der Begleitung von Rettungswagen im Rahmen von Maßnahmen bei psychisch 
erkrankten Personen als originäre Aufgabe kommunaler Ordnungsbehörden machen eine ent-
sprechende Ausstattung der Mitarbeitenden und der Einsatzfahrzeuge unumgänglich. Hierzu be-
darf es aber keiner landesweit einheitlicher Standards. 
 
Daher ist es richtig und wichtig, die (rechtlichen) Rahmenbedingungen in den Blick zu nehmen 

und an die gestiegenen Anforderungen anzupassen, die an die kommunalen Ordnungsbehörden 
täglich gestellt werden. Vor diesem Hintergrund ist die geplante Novellierung des Ordnungsbe-
hördengesetzes (OBG-E) zu begrüßen.  
 
Die geplante Ausweitung der Zuständigkeitskompetenz für Mittlere und Kleine kreisangehörige 
Gemeinden für die Überwachung der Einhaltung zulässiger Höchstgeschwindigkeiten und der Be-
folgung von Lichtzeichenanlagen an Gefahrenstellen im Straßenverkehr wird ausdrücklich be-
grüßt. Hierdurch kann eine flächendeckende und wirkungsvolle Verkehrsüberwachung sicherge-
stellt und die Verkehrssicherheit erhöht werden. Daneben muss den Städten und Gemeinden 
auch weiterhin die Möglichkeit erhalten bleiben, die Geschwindigkeitsüberwachung in Form der 
interkommunalen Zusammenarbeit durchzuführen. Durch ein echtes Wahlrecht ist ein individuel-

les und auf die Situation vor Ort angepasstes Handeln möglich. 
 
Auf einzelne Kritikpunkte sowie aus kommunaler Perspektive fehlende Regelungen wird nachfol-
gend eingegangen. 
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Integrieren der Standardmaßnahmen in das OBG NRW 
 
Die Standardmaßnahmen in das OBG NRW zu integrieren, wird überwiegend befürwortet. Die 
bisherige Regelung, die eine dynamische Verknüpfung mit den entsprechenden Vorschriften des 
Polizeigesetzes NRW (PolG NRW) vorsieht, hat sich aus Sicht vieler Ordnungsbehörden nur be-
dingt bewährt. Mit der Integration wird die Verweistechnik über § 24 OBG in das Polizeigesetz 
(PolG NRW) beendet und damit Transparenz und Klarheit über die Befugnisse der Ordnungsbe-
hörden erzeugt sowie eine einfachere Handhabbarkeit erreicht.  
 

Die Ablösung der Verweistechnik verändert nicht den Status quo. Die Neustrukturierung geht so-
mit nicht mit einer Erweiterung oder Veränderung der Befugnisse der Ordnungsbehörden einher. 
Künftig wird verstärkt darauf zu achten sein, dass sich Polizei- und Ordnungsrecht im Hinblick auf 
die Standardmaßnahmen nicht auseinanderentwickeln. Der Gesetzgeber wird diesem Aspekt 
künftig besondere Aufmerksamkeit widmen müssen. 
 
Zugleich darf diese gesetzliche Änderung nicht dazu führen, dass sich die Polizei aus ihrer Verant-
wortung zurückzieht oder ihre Aufgabenwahrnehmung einschränkt. 
 
Grundlage für Verwaltungszwang direkt im OBG NRW regeln 
 

Da die Standardmaßnahmen in das OBG integriert werden sollen, sollten die Grundlagen des Ver-
waltungszwangs und der zulässigen Einsatzmittel der Ordnungsbehörden künftig ebenfalls direkt 
im OBG NRW geregelt werden, analog zum PolG NRW. Zurzeit sind sie ausschließlich im VwVG 
NRW verortet.  
 
Regelung zur Videobeobachtung fehlt 
 
Bedauerlich ist, dass im Entwurf keine Regelung zur Videobeobachtung durch Ordnungsbehörden 
vorgesehen ist. Die zunehmende sicherheitsrechtliche Relevanz kommunaler Beobachtung im öf-
fentlichen Raum – etwa auf Wochenmärkten, Vorplätzen von Bahnhöfen, Innenstadtlagen oder 

Großveranstaltungen – macht deutlich, dass hier eine klare gesetzliche Grundlage dringend erfor-
derlich ist. Ein weiteres zunehmendes Problem in diesem Zusammenhang sind illegale Müllabla-
gerungen. Dass diese Thematik vor diesem Hintergrund ausgelassen wurde, ist unverständlich. 
Hier wird eine Chance vertan, einer für viele Städte belastenden Problemlage ressourcenscho-
nend entgegenzuwirken. 
 
Die Videobeobachtung durch Ordnungsbehörden kann Chancen bieten bei der Gewährleistung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Zu denken ist beispielweise mindestens an eine Experi-
mentierklausel, mit der die Videobeobachtung erprobt werden kann. Analog zur Initiative des 
Bundes wäre es auch hier denkbar, ggfs. Reallabore/Experimentierklauseln zu nutzen. In diesem 
Zusammenhang sind die in NRW bestehenden (hohen) gesetzlichen Anforderungen des § 20 Da-

tenschutzgesetz NRW zu hinterfragen. So sollten auf kommunaler Ebene größere Freiräume er-
möglicht werden – wie es auch bereits andere Länder am Beispiel des § 21 Landesdatenschutzge-
setz Rheinland-Pfalz vormachen. Dabei könnte eine datenschonende verpixelte 



Seite 3 / 7 

 
 

Videobeobachtung zum Einsatz kommen, deren Aufnahmen im Nachgang bei Bedarf entpixelt 
werden könnten. Entsprechende Vorstöße gegenüber dem Land wurden bisher abgelehnt. 
 
Klare Regelung zum Pre-Recording und Einsatzmehrzweckstock fehlen 
 
Die Sicherheit der Einsatzkräfte der kommunalen Ordnungsdienste ist durch eine zunehmende 
Zahl gewaltsamer Übergriffe vielfach akut gefährdet. Die im Einsatz verwendeten Bodycams leis-
ten einen wichtigen Beitrag zur Eigensicherung und Beweissicherung. Jedoch weist die derzeitige 
Rechtslage in Nordrhein-Westfalen – insbesondere § 24h OBG NRW – eine entscheidende Lücke 
auf: Es fehlt eine ausdrückliche Regelung zur Voraufzeichnung (Pre-Recording). Eine klare gesetz-

liche Regelung ist jedoch notwendig, um rechtssicher und verhältnismäßig handeln zu können. 
 
Gewalthandlungen gegen Einsatzkräfte eskalieren meist innerhalb von Sekunden. In diesen Mo-
menten bleibt keine Zeit, die Kamera manuell zu aktivieren. Eine Voraufzeichnung, bei der die 
letzten 30 bis 90 Sekunden vor der Aktivierung automatisch gespeichert werden, ermöglicht die 
Dokumentation genau dieses kritischen Kontextes – zum Schutz der eingesetzten Kräfte wie auch 
zur objektiven Klärung des Sachverhalts. Ohne ein Pre-Recording ist es den Behörden unmöglich, 
den rechtmäßigen Einsatz von Bodycams zu dokumentieren. 
 
Mehrere Bundesländer (u. a. Rheinland-Pfalz, Berlin, Hessen, Niedersachsen) haben bereits ge-
setzliche Grundlagen für das Pre-Recording geschaffen – unter Berücksichtigung datenschutz-

rechtlicher Anforderungen. Eine Gesetzesergänzung würde nicht nur bundesweit zu einer ein-
heitlicheren Rechtslage beitragen, sondern auch zu einem sichereren und effektiveren Einsatz 
der Bodycam in NRW 
 
§ 24h Abs. 4 OBG – E könnte wie folgt ergänzt werden: 
 
„Die Bild- und Tonaufzeichnungsgeräte dürfen im Bereitschaftsbetrieb in ihrem Zwischenspeicher 
kurzzeitig Daten erfassen, sofern die Voraussetzungen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 vorlie-
gen. Diese Daten sind automatisiert nach längstens 30 Sekunden spurenlos zu löschen, sofern 
keine endgültige Datenerhebung nach Absatz 1 oder Absatz 2 erfolgt. In diesem Fall dürfen die 

nach Satz 1 erfassten Daten bis zu einer Dauer von 30 Sekunden vor dem Beginn der Aufzeichnung 
gespeichert werden.“ 
 
Zudem sprechen sich die Mitglieder des Städtetages Nordrhein-Westfalen für eine eindeutigere 
Regelung zur Nutzung des Einsatzmehrzweckstocks aus, um zu mehr Rechtssicherheit zu gelan-
gen. Hierfür könnte auch das VwVG NRW angepasst werden. 
 
Ausstattung der Einsatzfahrzeuge 
 
Wenngleich dieses Thema nicht unmittelbar die Novellierung des OBG betrifft, ist aus Sicht des 
Städtetages Nordrhein-Westfalen an dieser Stelle erneut auf die Notwendigkeit der Ausstattung 

der Einsatzfahrzeuge des kommunalen Ordnungsdienstes mit Blaulicht, Einsatzhorn und reflektie-
render Folierung hinzuweisen. Es kann bei großen Ordnungsbehörden und kreisfreien Städten 
keine Entscheidung des Einzelfalls sein, ob Sichtbarkeit und Sonderregelungen für den kommuna-
len Ordnungsdienst geboten sind. Hierfür braucht es eine klare gesetzliche Regelung. Daher ist 
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aus Sicht des Städtetages Nordrhein-Westfalen der Rechtsrahmen dafür zu schaffen, der es den 
kommunalen Ordnungsdiensten erlaubt, ihre Einsatzfahrzeuge entsprechend auszustatten. Für 
die Mitglieder des Städte- und Gemeindebundes NRW ist die Thematik nicht von herausragender 
Bedeutung.  
 
Aufnahme einer Verordnungsermächtigung zu Einschränkungen von Alkoholkonsum in öffentli-
chen Bereichen 
 
Im OBG NRW sollte eine Verordnungsermächtigung für die kommunalen Ordnungsbehörden ge-
schaffen werden, um durch gemeindliche Verordnungen den öffentlichen Alkoholkonsum in be-

stimmten, räumlich konkret bestimmten Bereichen – auch unabhängig vom Vorliegen einer kon-
kreten Gefahrensituation im Sinne von § 14 OBG NRW – untersagen zu können. 
 
Die derzeitige Rechtslage erlaubt kommunalen Ordnungsbehörden Maßnahmen gegen den öf-
fentlichen Alkoholkonsum nur im Rahmen der allgemeinen Gefahrenabwehr, also bei Vorliegen 
einer konkreten Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung (§ 14 OBG NRW). In bestimm-
ten städtischen Bereichen – wie z. B. öffentlichen Plätzen mit regelmäßigem Aufenthaltscharak-
ter, an denen es wiederholt zu alkoholbedingten Störungen kommt – besteht jedoch regelmäßig 
ein Bedürfnis nach präventiver Regulierung, das über die Schwelle der konkreten Gefahr hinaus-
geht. 
 

Eine gesetzliche Verordnungsermächtigung würde den Kommunen die rechtssichere Möglichkeit 
geben, lokal angepasste, räumlich und sachlich begrenzte Alkoholverbote in der Öffentlichkeit zu 
erlassen, um etwa Belästigungen, Vermüllung oder gewalttätigen Auseinandersetzungen besser 
präventiv begegnen zu können und so die Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum zu verbes-
sern. 
 
Grundsätzliche gesetzliche Klarstellung, dass Ordnungsbehörden im Rahmen einer Ingewahr-
samnahme auf die Gewahrsamsstellen der Polizei im Rahmen der Vollzugshilfe Rückgriff neh-
men können 
 

Das Recht der Gewahrsamnahme löst in der kommunalen Praxis regelhaft die Problematik aus, 
dass Kommunen über keine Gewahrsamsstelle verfügen und ein solches Vorhalten aus Rechts-, 
Praktikabilitäts-, Personal- und Haushaltsgründen auch nicht sinnvoll ist. Um das eingeräumte 
Recht in der Praxis strukturell ausüben zu können, muss gesetzlich die Möglichkeit des Rückgriffs 
auf bestehende Gewahrsamsstellen verankert werden, ohne wie bisher in der Praxis auf Einzel-
fallwohlwollen angewiesen zu sein. 
 
Zudem ist dann aber auch zu klären, welche Verantwortlichkeit die Ordnungsbehörden bei einem 
Rückgriff auf bestehende Gewahrsamsstellen innehaben. Das ist vor dem Hintergrund der detail-
lierten Regelungen zur Behandlung festgehaltener Personen in § 24r OBG-E erforderlich, um un-
klaren Haftungsfragen vorzubeugen.  
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Zu einzelnen Regelungen: 
 
Zu § 24o Abs. 2 OBG -E - Aufenthaltsverbote 
 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Ausweitung der ordnungsrechtlichen Befugnisse ist grund-
sätzlich zu begrüßen. So wird die Möglichkeit der Erteilung von Aufenthaltsverboten ausdrücklich 
begrüßt. 
 
Zu § 24p Abs. 1 OBG – E – Gewahrsam 
 

Es ist nicht nachvollziehbar, warum allein der Platzverweis als Durchsetzungsziel genannt wird 
und nicht auch das Aufenthaltsverbot. Dies sollte in § 24p Abs. 1 OBG -E ergänzt werden. 
 
Zu § 48 Abs. 2 Nr. 1 OBG NRW -E - Anhalterechte für Ordnungsbehörden  
 
Dass die kommunale Verkehrsüberwachung erweitert werden soll, wird begrüßt. Allerdings klafft 
eine Lücke bei der Überwachung des fließenden (Rad-) Verkehrs in Fußgängerzonen oder bei der 
Einhaltung von Durchfahrtverboten. Insbesondere in Fußgängerzonen und Parks ist die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung fast tagtäglich dadurch beeinträchtigt, dass unberechtigt zwei- und 
vierrädrige Fahrzeuge diese befahren. Es bestehen aktuell erhebliche Rechtsunsicherheiten be-
züglich eines Eingriffes der kommunalen Ordnungsdienste in den fließenden Verkehr.  

 
In den beschriebenen Fällen greift der kommunale Ordnungsdienst häufig nicht ein, da es sich 
rechtlich um sog. fließenden Verkehr handelt. Für die Kontrolle des fließenden Verkehrs ist aus-
schließlich die Polizei zuständig. In diesen Fällen kann daher durch den kommunalen Ordnungs-
dienst nur auf die unterbleibende Kontrolle durch die Polizei verwiesen werden. Das führt nicht 
selten zu Unverständnis bei den Bürgerinnen und Bürgern. Einige kommunale Ordnungsdienste 
bedienen sich des Ordnungswidrigkeitengesetzes und der Strafprozessordnung, um zur Verfol-
gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten auch fließenden Verkehr anzuhalten.  
 
Auch mit Blick auf eine gerade in den Großstädten erforderliche Arbeitsteilung zwischen Polizei 

und Ordnungsbehörden braucht es eine entsprechende gesetzliche Regelung im OBG, die die Be-
fugnisse der Ordnungsbehörden mittels Anhalterechten für den fließenden Verkehr für die Berei-
che ausweitet, wo es einen solchen gar nicht geben dürfte. Um Rechtsklarheit zu schaffen, sollte 
in § 48 OBG daher eine entsprechende Regelung aufgenommen werden. 
 
Zu § 48 Abs. 2 Nr. 2 und 4 OBG – E - Ausweitung der sachlichen Zuständigkeit für die Überwa-
chung mit festinstalliertem Gerät auf Autobahnen und autobahnähnlichen Straßen auf die Gro-
ßen kreisangehörigen Städte sowie Ausweitung der sachlichen Zuständigkeit für Kleine und 
Mittlere kreisangehörige Städte und Gemeinden 
 
Wie der vorliegende Entwurf zutreffend – mit unterstützter Zielrichtung – ausführt, soll die kom-

munale Verkehrsüberwachung ausgeweitet und flexibler gestaltet werden. Dies entspräche auch 
dem Verkehrssicherheitsprogramm des Landes Nordrhein-Westfalen, das mit der sog. Vision Zero 
das übergeordnete Ziel in der Verkehrssicherheitsarbeit verfolgt, die Zahl der Verkehrsunfälle mit 
Getöteten und Schwerverletzten zu reduzieren. Nach der Gesetzesbegründung soll in der 
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Verkehrssicherheitsarbeit eine höhere Kontrolldichte und somit ein erhöhtes Entdeckungsrisiko 
von Verkehrsverstößen im Sinne der Vision Zero erzielt werden. Der Gesetzentwurf beinhaltet 
Ausweitungen für die Kreisordnungsbehörden sowie für die Mittleren und Kleinen kreisangehöri-
gen Gemeinden, enthält aber eine Lücke im Sinne der eigenen Zielrichtung für die Großen kreis-
angehörigen Städte. Diese gilt es zu schließen und die sachliche Zuständigkeit für die Überwa-
chung mit festinstalliertem Gerät auf Autobahnen und autobahnähnlichen Straßen auf die Gro-
ßen kreisangehörigen Städte auszuweiten. Damit würde die Lücke geschlossen und ein weiterer 
wichtiger Beitrag im Sinne der Vision Zero geleistet. 
 
Die vorgesehene Ausweitung für Mittlere und Kleine kreisangehörige Gemeinden, wonach diese 

auf Antrag für die Überwachung der Einhaltung zulässiger Höchstgeschwindigkeiten und der Be-
folgung von Lichtzeichenanlagen an Gefahrenstellen im Straßenverkehr zuständig sind, wird aus-
drücklich begrüßt und greift eine langjährige Forderung des Städte- und Gemeindebundes NRW 
auf. Dies erleichtert den Kommunen die Wahrnehmung ihrer Aufgaben und ermöglicht eine Er-
höhung der Verkehrssicherheit im Land. 
 
Vor allem in ländlich strukturierten Räumen finden Geschwindigkeitskontrollen derzeit nicht im 
erforderlichen Umfang statt, weshalb nicht in allen Landesteilen Nordrhein-Westfalens eine 
gleichermaßen hohe Kontrolldichte gewährleistet ist. Jedoch ist überhöhte sowie nicht ange-
passte Geschwindigkeit nach wie vor die Hauptunfallursache im Straßenverkehr. Ein sicheres Ver-
kehrssystem benötigt daher auch flächendeckende und wirkungsvolle Verkehrsüberwachung. 

Eine hohe Kontrolldichte fördert zudem die Regelbeachtung sowie die Verkehrsdisziplin. 
 
Die bisherigen Zuständigkeitsträger sind aufgrund fehlender personeller Ressourcen weitgehend 
ausgelastet und können daher flächendeckende Kontrollen nicht immer gewährleisten. Eine Aus-
weitung der Zuständigkeitskompetenz ermöglicht es den Kleinen und Mittleren kreisangehörigen 
Gemeinden, nun selbst flexibel und unbürokratisch auf besondere Gefährdungslagen zu reagie-
ren und daneben entsprechenden Bürgerhinweisen bei nachgewiesenem Erfordernis nachzuge-
hen. 
 
Bislang lag die entsprechende Zuständigkeit ausschließlich bei den Kreisordnungsbehörden sowie 

den Großen kreisangehörigen Städten. Insbesondere Mittlere kreisangehörige Gemeinden sind 
aufgrund ihrer Größe und Struktur aber ohne weiteres in der Lage Geschwindigkeitsüberwachun-
gen ordnungsgemäß durchzuführen und so einen eigenen wichtigen Beitrag zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit vor Ort zu leisten. Auch Kleine kreisangehörige Gemeinden können im Rah-
men ihrer Möglichkeiten Geschwindigkeitsüberwachungen ordnungsgemäß durchführen. Dem 
gehen selbstverständlich entsprechende Mitarbeiterschulungen und Sachmittelbeschaffungen 
voraus, um eine erforderliche Rechtssicherheit und Fachlichkeit zu gewährleisten. Dort, wo es im 
Einzelfall zweckmäßig erscheint, kann darüber hinaus auch weiterhin durch interkommunale Zu-
sammenarbeit ein ressourcenschonender Einsatz vor allem von Sachmitteln ermöglicht werden. 
 
Die Entscheidung nach § 48 Abs. 2 Satz 3 OBG NRW – E über Anträge auf Zuständigkeitserweite-

rung dürfen dabei nicht im Ermessen der Aufsichtsbehörde stehen. Da es sich um eine optionale 
Zuständigkeitserweiterung handelt, muss der beantragenden Gemeinde ein Zugriffsrecht zu-
stehen, wenn die näher zu definierenden Voraussetzungen der Zuständigkeitserweiterung vorlie-
gen.  
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Zudem muss den Städten und Gemeinden auch weiterhin die Möglichkeit erhalten bleiben, die 
Geschwindigkeitsüberwachung in Form der interkommunalen Zusammenarbeit durchzuführen. 
Von dieser Möglichkeit haben bereits einige Städte und Gemeinden Gebrauch gemacht und wei-
tere planen die Einführung. Vor dem Hintergrund des damit eventuell reduzierten personellen, 
technischen und organisatorischen Aufwandes, könnte eine Geschwindigkeitsüberwachung auf 
interkommunaler Ebene für Städte und Gemeinden im Einzelfall zweckmäßiger sein. Insofern be-
darf es zukünftig ein Wahlrecht der Kommunen für eine eigenständige Aufgabenwahrnehmung 
oder eine interkommunale Zusammenarbeit. 
 


